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Wer hätte das gedacht? Eine Politikerin, die sich 
früher als Lobbyistin der Atombranche betätigt 
hat, stellt sich nun an die Spitze einer vorausschau-
enden Energiepolitik. Bundesrätin Doris Leuthard 
will die Atomanlagen der Schweiz bis 2050 nach 
und nach durch einen Ausbau der erneuerbaren 
Energiequellen und durch Gas-und-Dampf-Kom-
bikraftwerke ersetzen. So hat sie es vergangene 
Woche am Mittwoch nach der Bundesratssitzung 
und am Freitag in der Arena des Schweizer Fernse-
hens der Bevölkerung erklärt. Sie tat dies nicht im 
grünen Gewande der Eifernden, sondern ruhig, 
sachlich und geduldig. 

Was Leuthard vorhat, ist nicht weniger als eine 
Revolution. Die »Energiestrategie 2050« ist ein Pa-
radigmenwechsel. Sie beendet nicht nur das Atom-
zeitalter in der Schweiz, nein, erstmals verlässt ein 
Regierungsmitglied den bequemen Pfad des Wachs-
tums. Ja, Leuthard stellt – verklausuliert – die Wachs-
tumsfrage. Sie sagt, wir müssten mit unseren Res-
sourcen haushalten. Der Stromverbrauch soll sinken. 
Dies kann mittels neuer Technologien wie bessere 
Wärmedämmungen, effizientere Solartechnik oder 
intelligentere Maschinen geschehen – diese Strategie 
wird aber auch dem Einzelnen etwas abverlangen. 
Wir werden uns bald zweimal überlegen müssen, wie, 
wann und wofür wir Energie brauchen. Denn, da 
muss man sich nichts vormachen, der Strom wird 
teurer werden. 

Bloß, die Schweiz ist kein gutes Pflaster für 
Revolutionen. Wer hier – so geht ein bekanntes 
Sprichwort – eine Zukunftsvision hat, der möge 
diese doch bitte nicht dem Volk mitteilen, sondern 
zum Psychiater gehen. Ja, die hiesige Politik pflegt 
die Gangart der kleinen Schritte. Das ist oft gut, 
manchmal, man schaue sich nur den Finanzplatz 
an, aber auch sehr hinderlich.

Dieses Prinzip des Kleingeistigen lässt man 
Leuthard gerade spüren. Statt die Magistratin für 
ihren Mut zu loben, eine gangbare Alternative 
zum Bestehenden aufzuzeigen, mäkelt man an ihr 
herum. Wirtschaftsvertreter träumen weiterhin 
von einer sicheren Atomtechnologie und malen 
den Teufel der »Deckungslücke« an die Wand. 
Und Umweltschützer befürchten, die Landschaft 
werde mit Windrädern und Wasserkraftwerken 
verschandelt. Und sie alle haben recht, wenn auch 
nur ein bisschen. Natürlich ist diese Strategie mit 
Risiken behaftet, natürlich weiß man nicht, was 
die Zukunft bringt. Der CO₂-Ausstoß der Gas-
kraftwerke könnte mit einer nachhaltigen Klima-
politik kollidieren, das Dogma der Unabhängig-
keit von Stromimporten könnte fallen, und ob die 
milliardenschweren Investitionen sich dereinst 
lohnen werden, weiß schließlich und endlich nur 
der liebe Gott. 

Die Strategie wird nun in ein Gesetzespaket ge-
schnürt und im Sommer 2012 in die Vernehmlassung 
geschickt. Herauskommen werden Kritik, Bedenken 
und Beschwichtigungsversuche, geht es doch um viel 
Geld und gewichtige Einzelinteressen.

Helfen würde Leuthard eine Volksabstimmung, 
die nicht erst in ein paar Jahren stattfindet. Es soll 
sich also bitte eine Partei, eine Organisation be-
quemen, nächstes Jahr nach dem parlamentari-
schen Prozess rasch das Referendum zu ergreifen. 
Erst wenn das Volk grundsätzlich Ja sagt, kann 
wirklich gearbeitet werden.

Es mag banal, vielleicht gar naiv klingen, aber 
wir haben nur eine Erde und auch nur eine 
Schweiz. Wer nun sagt, im japanischen Fukushi-
ma habe es ja noch gar keine Strahlentoten gege-
ben, also brauche es doch gar keine Energiewende, 
ist ein Zyniker. Die dicht besiedelte Schweiz kann 
sich keinen atomaren GAU erlauben, nicht einmal 
einen halben.

Was Leuthard will, könnte uns allen guttun. 
Wagen wir den Konjunktiv. PEER TEUWSEN

Nein, es ist kein Skandal, wenn eine Großbank zu 
ihrem 150. Geburtstag der größten Schweizer Uni 
100 Millionen Franken schenkt. Spannen Wirt-
schaft und Wissenschaft zusammen, kann Großes 
entstehen. Aber es ist ein Skandal, wenn die De-
tails solcher Deals von Staat und Privaten der Öf-
fentlichkeit vorenthalten werden; immerhin sind 
90 Prozent des Uni-Budgets Steuergelder. So bleibt 
unklar, an welche Bedingungen die UBS ihre 
Spende für ein neues Ökonomieinstitut knüpfte. 
Ebenso, wie die Hochschule verhindern will, dass 
die Bank Einfluss auf Forschung und Lehre 
nimmt. Die akademische Freiheit sei gewährleis-
tet, wiederholen die Verantwortlichen mantra-
artig. Aber wo und wie ist sie verbrieft? Wer kon-
trolliert den Institutsleiter Ernst Fehr, der den 
Deal selbst einfädelte? Und was passiert mit dem 
Institut, wenn die 100 Millionen aufgebraucht 
sind? Muss dann die Uni selbst einspringen und 
dafür andernorts sparen? Nein, liebe NZZ am 
Sonntag, diese Fragen stellen sich nicht nur »linke 
Dauerbesorgte mit blühenden Verschwörungs-
theorien«. Die Öffentlichkeit hat ein Recht auf 
Antworten. Also: Zeigt die Verträge! MAD

Eine mutige Frau
Bundesrätin Doris Leuthard will die 
Schweiz verändern. Sie braucht Hilfe

Zeigt die Verträge!
Eine Bank schenkt der Uni Zürich
100 Millionen Franken. Einfach so?
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SCHWEIZ

E s begann mit einem Berg von Brief-
chen und roten Papierherzen: Un-
bekannte hatten sie der UBS-Filiale in 
Knoxville, Tennessee, vor die Tür ge-
legt. Es war ein Valentinstagsgeschenk 

für die Bankangestellten. »Wir lieben unsere 
Berge«, stand in den Briefen und auf den Kle-
bern, aber auch: »Wir kommen wegen eurer 
Gier«. Drei Wochen später, am 8. März 2012, 
folgte die nächste Aktion, vor dem UBS-Gebäu-
de in Johnson City, Tennessee. Auch dies eine 
kleine Sache, rund vierzig Leute zählte der Re-
porter der Johnson City Press. Die Demonstranten 
klopften an die Glastür mit dem UBS-Logo und 
an eilig heruntergelassene Storen, sie hielten 
Transparente in die Luft, auf denen »Finanziert 
lieber unsere Zukunft« oder »UBS zahlt für Zer-
störung« oder »Keine Kohle!« stand. Der herbei-
geeilte Polizist konnte sich damit begnügen, ein 
paar junge Menschen von einem privaten Park-
platz wegzuschicken.

Und so soll es weitergehen. In Chattanooga 
und Oak Ridge, in Asheville oder Lexington sind 
für die nächsten Tage weitere Proteste gegen die 
Schweizer UBS angesagt, sie werden wohl eben-
falls klein bleiben. Ein regionaler Konflikt ist 
das, offenbar, es geht um Umweltschutz, Berge 
und Kohle, irgendwie. Blickt man von dieser 
Seite des Atlantiks darauf, zum Beispiel vom Fi-
nanzzentrum am Zürcher Paradeplatz, so wirkt 
daran nur eines verblüffend: nämlich dass es in 
Ortschaften wie Chattanooga, Johnson City, 
Asheville oder Oak Ridge Filialen der UBS gibt. 
Wer hätte das gedacht?

Eine Universalbank, ein Global Player. Und 
dieser Konzern, so verkünden die Briefe und Trans-
parente, soll ein Hauptfinancier im amerikanischen 
Kohlebergbau sein. Womit die Schweizer Bankiers 
Teil der Politik in Kentucky, West Virginia oder 
Tennessee geworden sind, irgendwie. Denn in den 
Appalachen, diesem sanften Mittelgebirge, setzen 
die Bergbaukonzerne eine brachiale Abbautechnik 
ein. Um an die Kohle zu kommen, die in den run-
den Bergen schlummert, sprengen sie kurzerhand 
den Gipfel weg – so ist es am billigsten. Riesige 
Komatsu-Muldenkipper sammeln die Geröllmassen 
ein und schütten die umliegenden Täler zu. Der 
Rest des Berges wird mitsamt der Kohle abgetragen.

»In den Alpen würde die UBS so etwas niemals 
finanzieren«, sagt William Isom, der für die NGO 
Moutain Justice in Kentucky arbeitet.

Nein, niemals. Undenkbar, dass so etwas in 
Europa überhaupt bewilligt würde. Aber Amerika 
ist ein großes Land, viele Gegenden in den Appala-
chen liegen fernab der Zentren, sie sind wirtschaft-
lich ausgepumpt, arm an Arbeitsplätzen. Und ge-
rade hier finden sich die wichtigsten Kohlelager der 
USA. Seit den frühen achtziger Jahren trugen Mi-
nenkonzerne rund 5500 Quadratkilometer Hügel-
land in den Appalachen ab, also fast die Fläche des 
Kantons Bern, 1000 Kilometer Flüsse verschwan-
den; dies hat die Bundesregierung in Washington 
errechnet. Vor Ort legen die Umweltschutzgruppen 
eigene Daten zum Gipfelabbau vor: Jeden Tag 
werde hier die Sprengkraft der Bombe von Hiro-
shima gezündet. Dutzende Tier- und Pflanzengat-
tungen seien vom Aussterben bedroht. Das Grund-

wasser rund um die Minen weise regelmäßig zu 
hohe Werte an Arsen, Blei, Barium oder Mangan 
auf. Die Menschen in der Nachbarschaft müssen 
auf einem Land weiterleben, das unten bebt, oben 
von Ascheregen bedeckt wird und bald einer Mond-
landschaft gleicht. Die meisten ziehen es vor, ihr 
Heim zu räumen.

Es ist ein kapitalintensives Geschäft, und hier 
liegt ein Schwachpunkt der Bergbaukonzerne: Sie 
sind auf Banken mit großen Kreditlimiten an-
gewiesen, auf Häuser wie die Citigroup, Morgan 
Stanley, die Bank of America oder eben UBS. Und 
so protestieren die jungen Leute in Tennessee, 
Kentucky oder West Virginia jetzt lieber vor Bank-
filialen als an den Eisentoren der Minengesellschaf-
ten. »Mit Druck auf die Kreditgeber bremsen wir 
die Bergbaufirmen«, sagt Ricki Draper, die sich für 
Mountain Justice in Knoxville engagiert. Und tat-
sächlich haben einige Banken inzwischen einen 
Schlussstrich gezogen. Credit Suisse verkündete im 
September 2010, man finanziere und berate ab 
sofort keine Unternehmen mehr, die im Mountain-
top Mining tätig seien.

Die UBS gerät nun ins Fa-
denkreuz, weil sie zu den weni-
gen verbliebenen Banken ge-
hört, die auch einen Sitz in 
Übersee haben. »Ausländische 
Banken haben keinen Bezug zu 
den Gemeinden hier«, sagt Ri-
cki Draper in Tennessee. »Wir 
aber müssen zusehen, wie gan-
ze Dörfer in eine Einöde ver-
wandelt werden.« Es klingt wie 
das Echo der Managerweisheit, 
dass jedes Business lokal sei – 
Globalisierung hin oder her.

Die Konzernleitung in Zü-
rich hat das zur Kenntnis ge-
nommen. Seit zwei Jahren er-
scheint die Wendung »Moun-
tain top Removal« im Ge schäfts-
bericht, die UBS ver spricht je-
weils »verbesserte Sorg falts prü-
fungs- und Bewilligungsprozes-
se«. Dies, nachdem sie sich am 9. November 
2010 in einem öffentlichen Statement zu mehr 
Wachsamkeit verpflichtet hatte. Die Bank, hieß 
es da, überprüfe fortan, »in welchem Ausmaß 
sich ein Unternehmen auf MTR-Bergbau stützt, 
und UBS muss überzeugt sein, dass der Kunde 
sich darauf festlegt, sein Engagement in dieser 
Art des Bergbaus mit der Zeit zu reduzieren.« Es 
klang wie ein Versprechen. Ungünstig schien 
 lediglich, dass die UBS nur einen Tag zuvor, am 
8. November, noch ein 200-Millionen-Dollar-
Kreditpaket für Massey Coal in Virginia ge-
schnürt hatte – also für den führenden Gipfel-
abbau-Konzern der Appalachen. Das Wort 
Mountaintop Removal findet sich im 151-seiti-
gen Kreditvertrag nicht.

Bald darauf, im Januar 2011, flogen UBS-In-
vestmentbanker aus Stamford und New York nach 
Virginia, um als Berater bei der Fusion von Massey 
und Alpha Natural Resources zu helfen. Es ent-
stand ein Kohleriese, dem rund ein Viertel der 
Mountaintop-Minen in Amerika gehört. Nochmals 

sieben Wochen später, Anfang März, half die UBS 
– zusammen mit der Deutschen Bank – dem Berg-
baukonzern James River Coal bei einer Übernah-
me, unter anderem mit einem gemeinsamen 
375-Millionen-Dollar-Kredit. James River steiger-
te die Produktion an Mountaintop-Kohle im ver-
gangenen Jahr auf 986 000 Tonnen – 350 000 
Tonnen mehr als 2010, ein Plus von fünfzig Pro-
zent. Dies hat die Umweltorganisation Rainforest 
Action Network recherchiert; James River will es 
nicht kommentieren.

Wer also aus dem UBS-Statement herauslas, dass 
die Bank nur noch mit Bergbaufirmen arbeitet, die 
den Ausstieg suchen oder diese Technik ohnehin 
kaum einsetzen, der hatte etwas gründlich missver-
standen. In den einschlägigen SEC- und Bloom-
berg-Datenbanken erschien die UBS im vergange-
nen Jahr als Partnerin von vier der neun größten 
Mountaintop-Konzerne, ob durch eigene Darlehen, 
als Teil eines Kreditsyndikats, als Berater. Vor we-
nigen Wochen, so das jüngste Beispiel, erneuerte 
sie eine Kreditlimite für ein anderes Schwergewicht 
im Mountaintop Mining, die Firma Patriot Coal 

in Saint Louis.
»UBS zerstört unsere Ber-

ge!«, schließen die Gegner da-
raus, »UBS raus!«, rufen sie vor 
den Filialen. Nebenbei zeigt 
sich auch hier das bekannte 
Dilemma der Großbank: Die 
Mitarbeiter im Privatkunden-
geschäft werden angefeindet für 
Deals der Investmentbank. Sie 
bekommen es zu tun mit einem 
bunten Haufen aus regionalen 
Verbänden und örtlichen Inte-
ressengruppen, darunter grüne 
Christen, die für Gottes Natur 
beten, oder ein Prediger, der in 
New York eine Kirche gegen 
den Konsum aufgezogen hat. 
Sie alle streuen auf Facebook 
und ihren Websites, dass UBS 
der drittgrößte Financier des 
Umweltfrevels in den Appala-

chen sei, und gern wird die Schweizer Bank kur-
zerhand zur number one gemacht.

So war es einmal. Amanda Starbuck, die für 
das Rainforest Action Network die Energie- und 
Finanzbranche überwacht, urteilt jetzt allerdings, 
dass die UBS inzwischen tatsächlich mehr Zu-
rückhaltung an den Tag lege. »Sie ist noch invol-
viert«, sagt Starbuck, »aber sie ragt nicht mehr 
heraus, sie stellt andere Banken nicht länger in 
den Schatten.« Bank of America, Citi, Morgan 
Stanley, PNC, das seien heute die wichtigsten 
Kapitalgeber hinter den Bergsprengungen.

Nur: Wie die UBS, so versprachen auch diese 
Institute in jüngster Zeit mehr Vorsicht in den 
Appalachen – die Kommuniqués und Positions-
papiere ähneln sich bis in den Wortlaut hinein. 
Die Bank of America meldete, sie lasse die Zu-
sammenarbeit mit MTR-Firmen auslaufen. Citi, 
PNC und Morgan Stanley schrieben von einer 
robusten oder verschärften Sorgfaltsprüfung, 
PNC und Morgan Stanley verkündeten oben-
drein, man finanziere keine Minenunternehmen 

mehr, die schwergewichtig Gipfelabbau betrie-
ben. Am Ende beginnt man vor allem zu ahnen, 
wie elastisch die »Citizenship«- und »Responsibi-
lity«-Reports der Banken in Wirklichkeit sind.

Und das mit Grund. Denn wo beginnt bei 
einer globalen Investmentbank diese Verantwor-
tung? Beim Mischkonzern, der in einer Unterfir-
ma Streubomben produziert? Beim Rohstoff-
konzern, dessen Kupferminen gelbe Säuren in 
einen kongolesischen Fluss leiten?

»Man muss in solchen Fragen immer das re-
gulatorische Umfeld beachten« – so formuliert es 
ein Banker. Das bedeutet: Es geht auch um Poli-
tik. Es dürfte etwa kein Zufall sein, dass das Kür-
zel MTR gerade in den letzten drei Jahren in den 
Geschäftsberichten diverser Banken aufzutau-
chen begann. Immerhin hatte die Regierung 
Obama just im Sommer 2009 dem Mountain-
top-Bergbau den Kampf angesagt. Mit den be-
stehenden Wasserschutzgesetzen will sie einem 
Minenprojekt nach dem anderen zu Leibe rü-
cken, neue Bergsprengungen werden strenger 
geprüft. Aber das Ringen hält bis heute an. Denn 
die betroffenen Bundesstaaten haben kein Inte-
resse, die schwarze Geldquelle zum Versiegen zu 
bringen. Vor drei Wochen schob das Parlament 
von Tennessee ein Gesetz, das die Technik ver-
bieten wollte, wieder auf die lange Bank.

National, regional, lokal: Auf welche Seite soll 
sich ein Global Player da stellen?

Zur Klärung führte die Responsibility-Ab-
teilung der UBS mehrere Gespräche mit Um-
weltorganisationen. Aus der Perspektive einer 
Universalbank nimmt sich die eigene Rolle klei-
ner aus: Nein, man zertrümmert keine Berge. 
»Die UBS arbeitet mit Bergbauunternehmen zu-
sammen, und zwar weltweit«, sagt Christian 
Leitz, der die Corporate-Responsibility-Abtei-
lung der UBS leitet. »Aber wir haben kein einzi-
ges Mountaintop-Removal-Projekt direkt finan-
ziert.« Tat säch lich findet man in Nordamerika 
keine Gesell schaft, die voll und ganz auf die Gip-
felabbau-Technik setzt. Es sind Bergbaukonzerne 
mit  diversen Divisionen und Standorten, oft so-
gar mit Ablegern auf mehreren Kontinenten. 
Auf der anderen Seite hat die UBS eine Invest-
mentbank, die global tätig ist; sie kämpft darum, 
unter den Top Ten im Geschäft mit Firmentrans-
aktionen mitzuhalten; das Energie- und Bergbau-
geschäft ist – global gesehen – einer der wichtigs-
ten Wirtschaftssektoren überhaupt. Und Kohle 
ist ein Stoff der Zukunft.

Das mag schwer zu glauben sein, wenn man 
den Politikern zuhört oder den Medien glaubt, 
die lieber über erneuerbare Energien sprechen; 
die Fakten aber zeigen: Der weltweite Kohlever-
brauch wird in den nächsten Jahren um ein Fünf-
tel wachsen – dies erwartet die Internationale 
Energieagentur. In den Vereinigten Staaten stieg 
die Zahl der Kohlekraftwerke seit der Jahrtau-
sendwende von gut 1000 auf über 1400. In Eu-
ropa dürften bis 2020 etwa achtzig Kohlekraft-
werke neu gebaut oder ersetzt werden – dreimal 
mehr als im vergangenen Jahrzehnt. Und die 
USA sind, dank ihrer gewaltigen Lagerstätten, so 
etwas wie das Saudi-Arabien der Kohle. Wer 
möchte da außen vor bleiben?

Unter Druck
Würde die UBS auch 
Bergbaufirmen
finanzieren, welche die 
Alpen zerstörten? Das 
fragt man sich in
Kentucky, Tennessee 
oder West Virginia 

So macht man Kohle
Was die Großbank UBS dafür kann, dass in Nordamerika ganze Berge verschwinden VON RALPH PÖHNER

Spreng den Gipfel:
Mountaintop Removal 

heißt die Technik, mit der 
billig Kohle abgebaut wird. 

Hier in den Appalachen
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